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Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 


Entschiießung zu der unbehinderten Emigration von Juden aus der UdSSR 
und zu dem Begriff „Staatsgeheimnis“ 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

A. in Anbetracht der Internationalen Konferenz hochrangiger 
Wissenschaftler, die am 22. November 1987 in Brüssel veran- 
staltet wird, um die Probleme im Zusammenhang mit der 
Verweigerung von Ausreisevisa aus der Sowjetunion wegen 
„Kenntnis von Staatsgeheimnissen" zu prüfen, 

B. unter Hinweis darauf, daß die sowjetischen Machthaber 
durch die Unterzeichnung und Ratifizierung des Internatio- 
nalen Pakts über bürgerhche und pohtische Rechte (1966) das 
Recht ihrer Bürger anerkannt haben, das Land auf eigenen 
Wunsch z^ verlassen, 

C. unter Hinweis auf die von der Sowjetunion Unterzeichnete 
Schlußakte von Helsinki, 

D. in der Erwägung, daß diese in völkerrechthchen Verträgen 
niedergelegte Anerkennung grundlegender Menschenrechte 
noch nie in irgendein sowjetisches Gesetz umgesetzt wurde, 
daß dagegen diejenigen, die nach Israel aus wandern wollen, 
eine besondere Einladung von Angehörigen in Israel benö- 
tigen, 

E. unter Hinweis darauf, daß viele Juden trotz der Vorlage dieser 
Einladung seit Jahren auf ein Ausreisevisum warten, das 
ihnen immer wieder mit der Begründung verweigert wird, sie 
seien Träger von „Staatsgeheimnissen", 

F. unter Hinweis darauf, daß keine Klarheit über Normen und 
Kriterien dafür besteht, was ein Staatsgeheimnis ist, so daß 
zahlreiche „Refuseniks" nicht wissen, woran sie sind, und 
zudem häufig ihren Arbeitsplatz verloren haben, 

G. einerseits mit Genugtuung darüber, daß seit Anfang dieses 
Jahres die Auswandererzahlen gegenüber 1985 und 1986 
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zugenommen haben und daß kürzlich auch „Langzeit- 
Refuseniks" wie u. a. Viktor Brailowsky, Josef Begun, Lew 
Soed, Wladimir Lifschitz, Ida Nudel und Lea Shapiro die 
Ausreisegenehmigung erteilt wurde; andererseits jedoch 
erhebüch beunruhigt über die große Zahl der Zurückbleiben- 
den, denen das Recht auf Familienzusammenführung versagt 
bleibt, was im Widerspruch zu den eingegangenen völker- 
rechthchen Verpfüchtungen steht, 

H. unter Hinweis auf seine im Laufe dieses Jahres angenomme- 
nen Entschheßungen zur Situation der sowjetischen Juden 
vom 19. Februar, 9. April und 18. Juni 1987 — 

1. fordert die zuständigen sowjetischen Behörden auf, eine Liste 
zur Verfügung zu stellen, auf der für alle Personen, die auf 
den westhchen Listen der „Refuseniks'' stehen, angegeben 
wird, wie lange sie in der UdSSR festgehalten werden; 

2. appelliert an die Regierung der Sowjetunion, das Jahr 1987 zu 
einem Jahr des Durchbruchs bei der Erteilung von Ausreise- 
visa für alle Juden, die dies vor mehr oder weniger langer Zeit 
beantragt haben, zu machen; möchte hier insbesondere fol- 
gende Personen einbezogen wissen: Prof. Alexander Lerner, 
Prof. Alexander loffe, Prof. Walerij Sojfer, Wladirxür Slepak, 
Leonid Wolwoski, Viktor Fulmacht, Pawel Abramowitsch, 
Igor Gurwitsch, Alexander Kholmiansky, Boris Begun sowie 
Boris und Esfir Orlow und alle Personen, deren Namen in der 
Liste der Aktion „Let our parents go" und der von aiißerhalb 
der UdSSR lebenden Mütter von „Refuseniks" zusammenge- 
stellten Liste aufgeführt sind, wobei insbesondere auf Alexej 
Magarik, Gedi Kun, Jakow Rachlenko, Emma Landsman und 
Inna Rosanskaja hingewiesen wird; 

3. fordert die sowjetischen Behörden auf, Lazar Rulyow-Kagan 
gemäß dem Amnestieerlaß vom 18. Juni 1987 freizulassen; 

4. fordert die sowjetischen Behörden auf, Wladimir Iwanowitsch 
Pimonow unverzügüch die Ausreise zu seiner Frau und seiner 
Tochter nach Dänemark zu gestatten; 

5. fordert die Außenminister auf, sowohl im Rahmen der EPZ als 
auch bei bUateralen Kontakten jede Gelegenheit zu nutzen, 
um mit den zuständigen sowjetischen Behörden über die 
Gründe für die Verweigerung von Ausreisevisa, über Bedeu- 
tung und Inhalt des Begriffs „Staatsgeheimnis" und über ein 
gewisses Maß an „Glasnost" im Zusammenhang mit der 
Länge der Wartefrist zu sprechen, mit der zu rechnen ist, 
wenn einem Ausreisewilhgen das Visum wegen Kenntnis von 
Staatsgeheimnissen verweigert wird; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschheßung den im 
Rahmen der Poütischen Zusammenarbeit zusammentreten- 
den Außenministern, der Kommission, den Regierungen und 
Parlamenten der Mitghedstaaten und der Regierung der 
UdSSR zu übermitteln. 
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